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VORSCHLÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für konstitutionelle 
Fragen, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

Erwägung D

D. wenn der Vertrag über eine Verfassung für Europa (im Folgenden "die Verfassung") wie 
vorgesehen im November 2006 in Kraft tritt, wird der "Außenminister der Union" (im 
Folgenden "der Außenminister") dafür zuständig sein, alle Aspekte des auswärtigen 
Handelns der Union miteinander in Einklang zu bringen; diesem Auftrag entsprechend 
wird er als ein Vizepräsident der Kommission deren Zuständigkeiten im Bereich der 
Außenbeziehungen wahrnehmen und gleichzeitig die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik der Union im Auftrag des Rates durchführen ("Doppelhut") und die 
Verantwortung dafür übernehmen, dass die verschiedenen Bereiche der auswärtigen 
Angelegenheiten wie die Politik auf dem Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit und 
die humanitäre Hilfe, die unterschiedliche Komponenten des auswärtigen Handelns der 
Union sind, nicht der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik oder der 
Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik untergeordnet sind und dass die in 
diesen Bereichen von der Verfassung übertragenen Zuständigkeiten respektiert werden 
(Artikel I-28 und III-308),

Erwägung D a (neu)

Da.im „acquis“ ist vorgesehen und in der Verfassung wird erneut bekräftigt, dass bei der 
Durchführung politischer Maßnahmen, die sich auf die Entwicklungsländer auswirken 
können, dem Entwicklungsziel Rechnung getragen werden sollte, und das Ziel der 
Politik auf dem Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit wird eindeutig als Beseitigung 
der Armut definiert (Artikel III-316),

Erwägung D b (neu)

Db.die Verfassungsartikel III-316 und III-321 sehen eine eindeutige Rechtsgrundlage für 
die Entwicklungshilfe und die humanitäre Hilfe vor und machen ihre 
Zusammengehörigkeit insofern deutlich, als es sich dabei um Zuständigkeiten der 
Union handelt, auf die das Mitentscheidungsverfahren Anwendung findet, und diese 
Politikbereiche werden als spezifische politische Instrumente mit unabhängigen Zielen 
definiert, die u.a. die Neutralität der humanitären Hilfe gewährleisten,

Erwägung L a (neu)

La.die für den Handel sowie die Entwicklungszusammenarbeit und die humanitäre Hilfe 
zuständigen Kommissionsmitglieder bleiben für die Politikbereiche im 
Zuständigkeitsbereich der Gemeinschaft sowie für die Generaldirektionen und 
Dienststellen, die die Maßnahmen in diesen Politikbereichen umsetzen, zuständig, 
arbeiten dabei jedoch eng mit dem Außenminister zusammen, um eine Kohärenz im 
Bereich des auswärtigen Handelns zu gewährleisten (Artikel III-292 (3)),
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Erwägung L b (neu)

Lb.die Außenpolitik der Union sollte sich auf die starken Beziehungen der Union zu den 
Entwicklungsländern stützen, die auf ihrem Status als größter kollektiver Geber der 
offiziellen Entwicklungshilfe, aus der mehr als die Hälfte der gesamten offiziellen 
humanitären Hilfe stammt, sowie als wichtigster Handelspartner für die 
Entwicklungsländer beruhen,  

Erwägung N

N. die Schaffung des EAD ist angebracht, um Doppelarbeit, Ineffizienz und die 
Verschwendung menschlicher und finanzieller Ressourcen auf dem Gebiet des 
auswärtigen Handelns der Union zu vermeiden, wobei die Rolle der verschiedenen 
Bereiche der Außenpolitik wie Entwicklungszusammenarbeit, humanitäre Hilfe und 
Außenhandel als unterschiedliche Komponenten des auswärtigen Handelns der Union 
bewahrt und nicht der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik oder der 
Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik untergeordnet werden sollte,

Ziffer 3 a (neu)

3a. stellt fest, dass die Artikel III-316 und III-321 der Verfassung die 
Zusammengehörigkeit der Politik der Entwicklungszusammenarbeit und der 
humanitären Hilfe insofern widerspiegeln, als es sich hierbei um Zuständigkeiten der 
Union handelt, auf die das Mitentscheidungsverfahren Anwendung findet, und 
bekräftigt den Grundsatz der Kohärenz der Politiken, der bestimmt, dass bei allen 
politischen Maßnahmen, die sich auf die Entwicklungsländer auswirken, die 
Entwicklungsziele berücksichtigt werden sollten;

Ziffer 5 Buchstabe e

e) die in Drittländern bestehenden Delegationen der Kommission und Verbindungsbüros des 
Rates sollten zu "Botschaften der Union" zusammengelegt und unter der Leitung von 
Beamten des EAD stehen, die den Weisungen und der Aufsicht des Außenministers oder 
gegebenenfalls des zuständigen Kommissionsmitglieds unterliegen und administrativ 
(Streichung) in die Dienste der Kommission integriert sind, was nicht ausschließt, dass 
die Fachreferenten dieser Delegationen aus anderen Generaldirektionen der Kommission 
oder des Parlaments entsandt werden;

Ziffer 5 a (neu)

5a. unterstreicht, dass die Schaffung des EAD der Kommission dabei helfen wird, die 
Reform und die Vereinfachung der Generaldirektionen der RELEX-Familie 
fortzusetzen und zu beschleunigen, und dass – im Rahmen dieses Ansatzes – die 
Verantwortung für die Politik auf dem Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit sowie 
für die Umsetzung dieser Politik wieder in den Zuständigkeitsbereich des für die 
Entwicklungszusammenarbeit zuständigen Kommissionsmitglieds zurückgeführt 
werden muss;
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Ziffer 5 b (neu)

5b. unterstreicht, dass die derzeitige Praxis, wonach die Formulierung politischer 
Maßnahmen, die Planung und die Umsetzung im Bereich der Politik der 
Entwicklungszusammenarbeit aufgeteilt ist, aufgegeben werden sollte, um die Effizienz 
des auswärtigen Handelns der EU zu erhöhen und die funktionierenden Mechanismen 
der Zusammenarbeit zwischen den RELEX-Diensten bei der Vorbereitung des EAD 
und der für die Entwicklungszusammenarbeit zuständigen Dienststelle auszubauen;

Ziffer 6 a (neu)

6a. begrüßt die Dezentralisierung der Verwaltung der EU-Außenhilfe durch die 
Übertragung einer größeren Verantwortung auf die Delegationsleiter und fordert eine 
Fortsetzung dieses Prozesses; 

Ziffer 6 b (neu)

6b. unterstreicht, dass künftige Delegationen der Union einen regelmäßigen Dialog mit den 
NRO führen müssen, wodurch der Sachverstand der NRO auf bestimmten Gebieten in 
EU-Projekte einfließen kann;

Ziffer 8

8. hält es für notwendig, über die auf diesem Gebiet bereits unternommenen Schritte hinaus 
zur Gründung eines Europäischen Diplomatenkollegs zu kommen, das den in den 
Außenbeziehungen einzusetzenden Beamten der Union aber auch der Mitgliedstaaten eine 
adäquate Ausbildung in Konsular- und Gesandtschaftswesen, Diplomatie, (Streichung)
internationalen Beziehungen, Entwicklungszusammenarbeit, humanitärer Hilfe, 
internationalem Handel und Menschenrechten sowie Geschichte und der Arbeitsweise 
der Organe der Europäischen Union vermitteln kann;

Ziffer 8 a (neu)

8a. betont, dass der EAD nicht aus Haushaltsmitteln der Rubrik 4 finanziert werden sollte, 
die für das Erreichen der Millenniums-Entwicklungsziele bestimmt sind, und erinnert 
daran, dass der Entwicklungsausschuss am 21. Februar 2005 empfohlen hat, dass das 
Parlament den Vorschlag der Kommission für eine einzige Finanzverordnung für die 
Zusammenarbeit sowohl mit den OECD-Ländern als auch mit den 
Entwicklungsländern ablehnen sollte;
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